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7772 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit 

über den Beschluss des Nationalrates vom 17. Oktober 2007 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz und das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz geändert werden 

Im gegenständlichen Beschluss sind folgende Änderungen enthalten: 
- Gleichstellung von subsidiär Schutzberechtigten mit Asylberechtigten hinsichtlich des freien 

Arbeitsmarktzugangs; 
- Ausdehnung der geltenden Ausnahmeregelung für Besatzungsmitglieder von See- und 

Binnenschiffen auf grenzüberschreitend tätige Unternehmen mit Sitz im Bundesgebiet; 
- Erweiterung der Ausnahmeregelung für Wissenschaftler und Forscher auf alle wissenschaftlichen 

Tätigkeiten in allen öffentlichen und privaten Einrichtungen und Unternehmen sowie auf deren 
Ehegatten und Kinder; 

- Erweiterung der Verordnungsermächtigung zur Zulassung von Saisoniers in der Land- und 
Forstwirtschaft; 

- EU-konforme Gestaltung der Regelungen für Arbeitskräfte, die von Unternehmen mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR zur Erbringung vorübergehender Arbeitsleistungen nach Österreich entsandt 
werden; 

- Entfall von Meldepflichten des Arbeitgebers. 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner 
Sitzung am 29. Oktober 2007 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Mag. Susanne Neuwirth. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Stefan Schennach, Franz Perhab, Edgar Mayer, 
Wolfgang Schimböck, Sonja Zwazl und Mag. Gerald Klug. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Mag. Susanne Neuwirth gewählt. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit stellt nach Beratung der Vorlage am 29. Oktober 2007 mit 
Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Wien, 2007 10 29 

 Mag. Susanne Neuwirth Wolfgang Schimböck 
 Berichterstatterin Vorsitzender 


